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Nr. 62. a 


(Gr. 7205.) Allerhöchſter Exlaß vom 31. Auguſt 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
5 liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſeen: 
1) von Heilsberg über Lauterhagen bis zur Friedländer Kreisgrenze in 
der Richtung auf Bartenſtein; 2) von Heilsberg über Siegfriedswalde 
bis zur Röſſeler Kreisgrenze in der Richtung auf Seeburg; 3) von Heils⸗ 
berg über Lawden und Frauendorf bis zur Braunsberger Kreisgrenze; 
4) von Guttſtadt über Elditten bis zur Brücke über die Paſſarge bei 
Pittehnen in der Richtung auf Liebſtadt; 5) von Guttſtadt nach Heiligen⸗ 
thal in der Richtung auf Oſterode und Mohrungen; 6) von Sommer⸗ 
feld über Wolfsdorf und Heiligenthal bis zur Allenſteiner Kreisgrenze in 
der Richtung auf Jonkendorf; 7) von der Heilsberg⸗Seeburger Straße 
aus in der Richtung auf Kiwitten und Thegſten bis Wuslack an der 
Biſchofſtein⸗Bartenſteiner Staats⸗Chauſſee, im Kreiſe Heilsberg, Regierungs⸗ 
bezirk Königsberg. 5 


Matten Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Heilsberg , 
im Regierungsbezirke Königsberg, beabſichtigten chauſſeemäßigen Aus bau der Stra⸗ 
n. 1) von Heilsberg über Lauterhagen bis zur Friedländer Kreisgrenze in der 
ichtung auf Bartenſtein; 2) von Heilsberg über Siegfriedswalde bis zur Röſſeler 
Kreisgrenze in der Richtung auf Seeburg, 3) von Heilsberg über Lawden und 
Frauendorf bis zur Braunsberger Kreisgrenze, 4) von Guttſtadt über Elditten 
bis zur Brücke über die Paſſarge bei Pittehnen in der Richtung auf Liebſtadt , 
von Guttſtadt nach Heiligenthal in der Richtung 10 Oſterode und Mohrungen; 
6) von Sommerfeld über Wolfsdorf und Heiligentha 
enze in der Richtung auf Jonkendorf, 7) von der Heilsberg⸗Seeburger Straße 


Bartenſteiner Staats⸗Chauſſee, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe 


i imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ 
ateriglien, nach Maaßgabe der für die Staat? Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, 
Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Ueber⸗ 
nahme der künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straßen das echt zur 
Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die e an 

mal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Sahrgeng 1868. (Mir. 7205-7206.) 117 | Be⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 12. Oktober 1868. 


* 


bis zur Allenſteiner Kreise 5 
dus in der Richtung auf Kiwvitten und Thegſten bis Wuslack an der Aigle eh 
eilaherg das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grund. 


8 


* f 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der fonftigen die Erhebung betreffenden 
uſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld- 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffer 
polizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 1 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ir 
Berlin, den 31. Auguſt 1868. 


Wilhelm. 
Für den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7206.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligatio⸗ 
nen des Heilsberger Kreiſes im Betrage von 150,000 Thalern. Vom 
31. Auguſt 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. \ 


Nachdem von den Kreisſtänden des Heilsberger Kreiſes auf dem Kreis- 
tage vom 16. April 1868. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu 
dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der 
Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 150,000 
Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläu- 
biger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des 
5 des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum 

etrage von 150,000 Thalern, in Buchſtaben: Einhundert und funfzig Tauſend 
Thalern, welche in folgenden Apoints: Sau 
40,000 Thaler à 500 Thaler, 

70,000 + à 100 

30%0 0 00 

30,000. 5: 9 > 
= 150,000 Thaler, 23 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beftimmen 
den Folgeordnung jährlich vom Jahre 1874. ab mit wenigſtens jährlich Einem 
Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld? 
verſchreibungen, zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere En 1 


n ere N Ar IA T Are een r 94 
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herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertra⸗ 
gung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. f 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Ei: Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

| Gegeben Berlin, den 31. Auguſt 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


provinz Preußen, Xegierungsbezirk Königsberg. 


Obligation 


des 
„„ 8 
Litt r.. 3 
über 
Ener une Thaler Preufifceh Kurant. 
5 Auf Grund des untern genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


156. April 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 150,000 Thalern bekennt 
fh die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Heilsberger Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu⸗ 
bigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von ........... Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf 
Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

* Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 150,000 1 8 geſchieht vom 
Jahre 1874. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den ge- 
Alten Schuldverſchreibungen. N 

1 Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1874. ab in dem 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
5 Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu ündigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
® ien Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins an welchem die Rückzahlung er⸗ 
* (Ir. 7206.) R fol⸗ 


folgen oll, öffentlich bekannt gemacht. Diefe Bekannt 


und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden 


*.. — 


| | achung erfolgt ſhs 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Auntsblatte e 
Königlichen Regierung zu Königsberg, dem Kreisblatte des Heilsberger Kre 
ſowie in einer zu Königsberg erſcheinenden Zeitung und in dem Königlich P 
ßiſchen Staatsanzeiger. 2 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird e 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von heut 
an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem werzinfet, 
Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück 
abe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Heilsberg, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 1 
Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurückzu⸗ 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 
Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. ö 
= Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil I. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Heilsberg. 
i Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſo 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ve 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Rerik N) 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhaft 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldete 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind .. halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 8 
ä Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Krei 
n Kommunalkaße zu Heilsberg sogen Ablieferung des der älteren Zinskupons- San 

beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die mn cen d 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern dere 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. g i 

Sur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 

Kreis mit ſeinem Vermögen. 
0 1. zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 55 5 


Heilsberg, den . ten.. 18. 5 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Heilsberger 
i Kreiſe. . 


Mi 


Kreis, Obligation des Hei taberger Kreises 
Littr. ME. 0 


über Thaler zu 7 Poppen Sinſen 
8 über 


Thaler... Silbergroſchen. 


5 Der en be e empfängt gegen deſſen Rückgabe in ie a 


: ns SOLL bis & reſp. vom en 
i nannten Kreis - Obli 1 


Di f dae. Kreiskommiſſion für den Chauſſe ben im Seltene E 


Kreiſe. 


Diefee gseh it ungül tig, wenn deſſen i 
g nicht innerhalb vier Jahren nach 
gkeit, vom Schluſſe des be treffenden 
Kalend eſahres an gerechnet, erhoben wird. 


x 919 Preußen, er Aenlaebag 
ne een | 
e i ; 
Kreis, Ohren. des Heiser ies 
Der In = dieſes Talons empfängt gegen u Rückgabe zu der dbl 
atio des Hei a Kreiſes 1 
ö „ über T Thaler! ent Sinfen 


ipons 5 für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der 10 


ee zu Heilsberg ſofern nicht rechzeitig 
nirten Inhaber der Dielen dagegen Widerſpruch 8 1 


Heilsberg, V 18. 


e geist für den Shauff bean im Sale nn 


Kreiſe. 


Gr. 1257) 5 


7 


— 862 — 


(Nr. 7207.) Statut des Meliorationsverbandes der Bialla-Brücher im Kreiſe Johannisburg. i 
Bom 22. September 1868, a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen u. 


verordnen, auf Grund der G. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 
(Geſetz⸗Samml. von 1843. S. 41.) und des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 
1853. (Geſetz⸗Samml. von 1853. S. 182.), nach Anhörung der Betheiligten, 

was folgt: 
8. * 


Unter der Benennung: 
„Meliorationsverband der Bialla-Brücher“ 


wird eine Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten gebildet. 


Genoſſen des Verbandes ſind alle Grundbeſitzer, welche von den Anlagen 
deſſelben Vortheil haben. | 
Der Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte in Johannisburg. 


8 2. 
Zdbweck des Verbandes iſt: 


die Bialla⸗Brücher 19 Regulirung des Dombrowker⸗Fließes, des 
Bialla⸗Fließes und des Konopker⸗Fließes bis hinauf an die Koſucher⸗ 
Mühle und durch 7 vollſtändig zu entwäſſern, die hierzu 
een Flächen jener 
ewäſſern, dadurch aber ertragreicheres Wieſen- und Ackerland zu gewinnen. 


Zur Erreichung dieſes Zweckes find die in den Anſchlägen des Waflerbaur 
Inſpektors Kuckuck vom 12. Dezember 1867. verzeichneten Anlagen von dem 
Verbande auszuführen und zu unterhalten. Erhebliche Abänderungen des Profekts 
und des an dürfen nur mit Genehmigung des Minifters für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. a 

Die BOB Richtung der veranfchlagten Seitengräben bleibt, nach 
Anhörung der Betheiligten, dem Beſchluſſe des Vorſtandes vorbehalten. 

Die mehrere Binnenentwäſſerung hat der Vorſtand des Verbandes auf 
Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten zu vermitteln und nöthigenfalls durchzuführen, 
nachdem der Plan dazu, ſowie das Beitragsverhältniß, dem Vortheil eines Jeden 
entſprechend, von den Staats⸗Verwaltungsbehörden feſtgeſtellt iſt. 5 
et Die Unterhaltung ſolcher Anlagen hat der Vorſtand ebenfalls zu beauf⸗ 
ichtigen. 1 
Ueber die Inangriffnahme der veranſchlagten Bewäſſerungsanlagen hat der 
Vorſtand nach Anhörung der ſpeziell Betheiligten zu beſchließen. a 

Andere Bewäſſerungsanlagen ſind auf den Antrag der Betheiligten unter 
Genehmigung des Vorſtandes auszuführen, nachdem die Regierung den Plan 
und das Beitrags verhältniß feſtgeſetzt hat. Si 

5 


rücher durch Stau⸗ und Rieſelanlagen zu a 


a 


Die Beaufſichtigung der Bewäſſerungsanlagen gebührt dem Vorſtande, 
welcher auch die Benußung des Waſſers unter den Betheiligten regelt. 
5 Die Koſten der Ent- und Bewäſſerung find getrennt zu halten. 


8. 3 
Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Anlagen und über die Grund⸗ 
ſtücke des Verbandes iſt ein Lagerbuch vom Direktor des Verbandes zu führen 
unnd vom Vorſtande feſtzuſtellen. 


8. 4. 


Der Verband ift befugt, ſoweit dies zur Ausführung des Meliorations⸗ 

planes nothwendig iſt, die Abtretung fremden Grund und Bodens, die Ein⸗ 
räumung einer Servitut und die vorüber ehende Nutzung von Grundſtücken gegen 
Erntſchädigung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. November 1811. 
(Geſetz⸗Samml. für 1811. S. 352.) zu verlangen. 
| Die Genoſſen des Verbandes haben den zu den Gräben und Kanälen 
erforderlichen Grund und Boden in der Regel ohne Entſchädigung herzugeben. 
Dagegen gebührt ihnen die Grasnutzung auf den Böſchungen und es fällt ihnen 
auch das verlaſſene Flußbett unentgeltlich zu. 
* Sofern der Werth der Grasnutzung und des Flußbettes den Werth des 
Grund und Bodens jedoch nicht erreicht, ſoll ihnen der Mehrwerth des letzteren 
nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 15. November 1811. im Wege des 
ſchieds richterlichen Verfahrens entſchädigt werden. 


$. 5. 


3 Die beſtehenden Brücken auf den Entwäſſerungszügen ſind, nachdem ſie 
auf Koſten des Verbandes umgebaut ſind, von denjenigen in normalmäßigem 
Ziuſtande zu unterhalten, welchen die Unterhaltung bisher oblag. Wenn die 
Brücken bei dem Umbau erheblich größer, als bisher werden, ſo hat der Verband 
den Unterhaltungspflichtigen für die Vergrößerung ſeiner Laſt zu entſchädigen. 

1 Die durch die Entwäſſerungszüge nothwendig werdenden neuen Brücken 
bat der Verband allein zu unterhalten. 


$. 6. 


Die Genoſſen des Verbandes und das Verhältniß ihrer Beitragspflicht 

zur Herſtellung und Unterhaltung ihrer gemeinſamen Anlagen ſind durch ein 

Kataſter feftzuftellen, welches der Regierungskommiſſarius entwirft. 

9 Das Verhältniß des Vortheils an der Melioration bildet den Maaßſtab 
dabei. 

5 Einrichtungs⸗ und Unterhaltungskoſten ſolcher Anlagen, welche nur ein⸗ 
zelnen Genoſſen Vortheile gewähren, ſind nur dieſen zur Laſt zu legen und nach 

Verhältniß dieſer Vortheile. Dies gilt insbeſondere von den Koſten der Be⸗ 

wäſſerungsanlagen. Auch ſind innerhalb jeder der beiden Unterſozietäten deren 

Intereſſen nach dem Koſtenanſchlage des Waſſerbau⸗Inſpektors Kuckuck vom 12. De⸗ 
Ar. 7207.) : zem⸗ 
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zember 1867. und nach dem dazu gehörigen Erläuterungsberichte von ; 
verſchieden find, die Einrichtungs⸗ und Unterhaltungskoſten beſonders zu berechnen 
Dieſe beiden Unterſozietäten beſtehen einerſeits aus den Beſitzern an dem Dom⸗ 
browka⸗Fließ und andererſeits aus den Beſitzern, deren Ländereien durch dg 

Konopker⸗ und Biallaer⸗Mühlenfließ ihre Hauptentwäſſerung haben. 5 
Der Entwurf des Kataſters it bei dem Landrathsamte zu Johannisbur 
und extraktlich bei den Gemeindevorſtänden offen zu legen, auch den Gütern, welch 
einen beſonderen Gutsbezirk bilden, extraktlich mitzutheilen. Zugleich iſt 
Amtsblatte der Regierung zu Gumbinnen und in dem Kreisblatte eine vie 
wöchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher bei dem Kommiſſarius 
Beſchwerde erhoben werden kann. f ee 
Dter Rommiffarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtändigen zu unterſuchen. 
Die Sachverſtändigen find hinſichtlich der Grenzen des Inundations⸗ 
gebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigen⸗ 
falls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonität zwei ökonomiſche Sach⸗ 
verſtändige, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhältniſſe 


7 


eein Waſſerbauverſtändiger beigeordnet werden kann. 


1 gemacht. 


Die Sachverſtändigen werden von der Regierung ernannt. 5 
Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich 
die Beſchwerdeführer einerſeits und der Vorſtandsdeputirte andererſeits, bekannt 


Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei ſe 
Bewenden und wird das Kataſter demgemäß berichtigt. Anderenfalls werden 
Akten zur Entſcheidung der Beſchwerden der Regierung eingereicht. 2 
Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den B 
ſchwerdeführer. n f = 
Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt 
5 1 an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
ee, ’ 5 
2 each erfolgter Feſtſtellung wird das Kataſter von der Regierung 
Gumbinnen ausgefertigt und dem Vorſtande zugeſtellt 5 
Blies zur Feſtſtellung des Kataſters verfügt die Regierung zu Gumbinnen 
nach Anhörung des Vorſtandes über das interimiſtiſche Beitragsverhältniß, wel⸗ 
ches vorbehaltlich der Ausgleichung der Einziehung von Beiträgen zum Grunde, 
zu legen iſt. 0 f 
Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht mit der Sozietätspflicht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten 
und Abgaben als Reallaſt unablöslich auf den verpflichteten Grundstücken. 
a „Die Beiträge find: auf das Ausſchreiben des Direktors in den darin zu 
bezeichnenden Terminen zur Kaffe des Verbandes bei Vermeidung der admin: 
ſtrativen Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren Vor⸗ 
ſteher die Einziehung und Abführung zur Kaſſe des Verbandes. 7 


| | e 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 
N n der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich des Regreſſes an die eigent⸗ 
lch Verpflichteten. 

% $. 8. 


. An den vom Verbande zu unterhaltenden Haupt⸗Entwäſſerungszügen 
müſſen drei Fuß, vom oberen Rande der Böſchung ab gerechnet, unbeackert bleiben. 
Bei der Räumung der Kanäle und Gräben müſſen die Eigenthümer der 
angrenzenden Grundſtücke den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufällt , 
ben und binnen vier Wochen nach der Räumung, wenn aber die Räu⸗ 
mung vor der Ernte geſchieht, binnen vier Wochen nach der Ernte, bis auf 
Eine Ruthe Entfernung von dem Rande fortſchaffen. Aus beſonderen Gründen 
kann der Direktor dieſe Friſt abändern. 

3 Ausnahmen von der Beſtimmung dieſes Paragraphen können in einzelnen 
Fillen vom Vorſtande des Verbandes mit Genehmigung der Regierung geſtattet 
werden. Wo die Eigenthümer der angrenzenden Ländereien durch die Gräben 
keinen Vortheil haben, ſoll ihnen die Fortſchaffung des Auswurfs gegen ihren 
Willen nicht aufgelegt werden. f 


g. 9. 


\ Der Verband ſteht unter der Aufficht der Regierung zu Gumbinnen als 
Landespolizeibehörde und in höherer Inſtanz des Miniſters für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Die Regierun hat darauf zu halten, daß die Be⸗ 
ſtimmungen des Statuts beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und erhalten 
Rund die etwaigen Schulden regelmäßig verzinſt und getilgt werden. 

Die Regierung entſcheidet über die Beſchwerden gegen die Beſchlüſſe des 
Vorſtandes und des Direktors, ſofern der Rechtsweg nicht zuläſſig und ein⸗ 
geſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidung nöthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 
N Die Regierung iſt befugt, von der Verwaltung des Verbandes jederzeit 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhörung des Vorſtandes eine Geſchäftsanweiſung 
für den Verhand zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850. 
über die Polizeiverwaltung die nöthigen Polizeiverordnungen zu erlaſſen zum 
Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beaufſichtigenden Anlagen. 


F. 10. 


Wenn der Vorſtand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande nach 
dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haushalts⸗ 
Etat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo läßt die Regierung nach 
Anhörung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewir⸗ 
ken, oder ſtellt die außerordentlichen Ausgaben feſt und verfügt die Einziehung 
der erforderlichen Beiträge. 

3 Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


Jahrgang 1868. (vr, 7207) 118 $. 11. 
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9. 11. 


Die Regierung hat darauf zu halten, daß den Beamten des Verbandes 
die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkürzt zu Theil werden, und etwaige 4 
Beſchwerden darüber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. f 


ge 


Die Angelegenheiten des Verbandes werden durch einen Vorſtand geleitet, 
welcher aus einem Direktor und fünf Mitgliedern beſteht. 

Der Direktor und fein Stellvertreter werden von der Regierung zu Gum 
binnen ernannt. Die fünf Mitglieder werden dagegen ernannt reſp. gewählt: 


1) vom Domainenfiskus Ein Mitglied, 


2) von den zum Verbande gehörigen Beſitzern ſelbſtſtändiger Güter zwei 
Mitglieder; 


3) von der Stadtgemeinde Bialla und den betheiligten Dorfgemeinden 
zwei Mitglieder. 


Die Wahl der Mitglieder ad 2. und 3. erfolgt innerhalb der Unterfozie: 
täten, deren im F. 6. gedacht iſt, dergeſtalt, daß jede Sozietät für ſich Einen 
Vertreter der Gutsbezirke und Einen Vertreter der Gemeinden erwählt. 4 

Die Mitglieder ad 2. und deren Stellvertreter werden in jeder Sozietät 
von den zu ihr gehörigen Beſitzern ſelbſtſtändiger Güter reſp. von ihren Bevoll⸗ 
mächtigten und geſetzlichen Vertretern, die Mitglieder ack 3. und deren Stell⸗ 
vertreter von den Vorſtehern ſämmtlicher Gemeinden, zu welchen die übrigen 
bei der Sozietät betheiligten Grundbeſitzer gehören, durch abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit gewählt. Dabei wird die Stimme jedes wählenden Vorſtehers gezählt 
nach der Morgenzahl, welche er vertritt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
Loos. Die Wahl gilt für ſechs Jahre. Der Ausſcheidende kann wieder ge 
wählt werden. 

Die Regierung zu Gumbinnen ernennt die Wahlkommiſſarien. Die 
Prüfung der Wahlen ſteht dem Vorſtande ſelbſt zu. | 

Im Uebrigen finden bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
0 zur Annahme der Wahl die Vorſchriften über Gemeindewahlen An⸗ 
wendung. 

Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- und Behinderungsfällen des 
Mitgliedes feine Stelle ein und treten für das Mitglied ein, wenn daſſelbe 
während der Wahlzeit ſtirbt, oder feinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt. 


g. 13. 

Der Vorſtand des Verbandes hat über alle Angelegenheiten zu beſchließen, 
ſoweit dieſelben nicht dem Vorſitzenden (Direktor) überwieſen find, insbeſondere: 
a) über die zur Erfüllung der Sozietätszwecke nothwendigen und nützlichen 
Einrichtungen und über die Bauanſchläge / o ie 

ü 
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bp) über den Jahresetat und die erforderlichen gewöhnlichen und außer⸗ 
gewöhnlichen Ausſchreiben, ſowie über die Decharge der Jahresrechnung / 
e) über etwaige Anleihen; 
d) über Verträge (ſ. jedoch §. 21.) 
e) über die Benutzung der etwa Me erwerbenden Grundſtücke oder des ſon⸗ 
ſtigen Vermögens des Verbandes / 
t) über die Annahme des Rendanten und der erforderlichen Unterbeamten 
g) über die Geſchäftsanweiſungen ; 
b) über die Reviſion der Anlagen durch einen qualiftzirten Baubeamten. 
Die Ausführung der Beſchlüſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Vor⸗ 
ſtzenden. Der Vorſtand iſt aber berechtigt, von der Ausführung der Beſchlüſſe 
ſich Ueberzeugung zu verſchaffen. 5 SE 
1 Beſchlüſſe des Vorſtandes, welche der Vorſitzende für geſetzwidrig oder 
dem Gemeindewohl nachtheilig erachtet, hat derſelbe zu beanſtanden und die Ent⸗ 
ſcheidung der Regierung einzuholen. 


§. 14. 
Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen; 
b) zu Anleihen; 
e) zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes. 
§. 15. 


Der Vorſtand verſammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden alle Jahre 
mindeſtens ein Mal im Monat Mai. Die Art und Weiſe der Zuſammen⸗ 
berufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Verhandlung mit Ausnahme 
dringender Fälle muß dieſelbe mindeſtens ſieben freie Tage vorher ſtattfinden. 


$. 16. 


1 Die Mitglieder des Vorſtandes ſind an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

„Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn außer dem Direktor zwei Mit⸗ 

glieder erſchienen ſind. 

. Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn der Vorſtand, zum dritten Mal zur 
Verhandlung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in ge- 
nügender Zahl erſchienen tft. 

| Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung 

gusdrücklich hingewieſen werden. 

Fr 7207) 118 * i §. 17. 


— 868 — 


| $. 17. 9 
An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Verbandes darf der⸗ 4 


jenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider⸗ 


ſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung, ſelbſt mit Hülfe der Stellver⸗ 
treter, eine beſchlußfähige Verſammlung nicht gehalten werden, fo hat der Vor⸗ 
ſitzende, oder, wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die 
Regierung für die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und 
nöthigenfalls einen beſonderen Vertreter für denſelben zu beſtellen. 


$. 18. 


Die Beſchlüſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend ge 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 
5 18 werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern un⸗ 
erzeichnet. 


$. 19. 


Der Direktor des Verbandes führt die Geſammtverwaltung und handhabt 
die Polizei zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beauf 
ſichtigenden Anlagen. In einzelnen Fällen kann ſich der Direktor durch ein an- 
deres Mitglied des Vorſtandes vertreten laſſen; jedes Mitglied des letzteren iſt 


verbunden, Aufträge des Vorſitzenden zu übernehmen. Der Vorſttzende hat ins⸗ 7 


beſondere: 


a) den Verband nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten. Zu Verträgen 
und Schuldurkunden iſt eine nach $. 18. zu vollziehende Urkunde oder 
Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (ſ. jedoch §. 21.) 


b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Kaſſen⸗ und Rech⸗ 4 
nungsweſen zu überwachen; 9 


e) die Sozietätsbeiträge nach dem Etat und den Beſchlüſſen des Vorſtandes 4 
auszuſchreiben und die Beitreibung zu bewirken 


d) die Unterbeamten zu beaufſichtigen und die Ausführung der Bauten an⸗ 1 
zuordnen und zu leiten. | 9 


$. 20. 


Alljährlich im Frühjahr, vor der ordentlichen Jahresverſammlung des 
Vorſtandes, findet eine Hauptſchau der Anlagen des Verbandes ſtatt. Dieſelbe 
erſtreckt ſich auch auf die vom Verbande zu beaufſichtigenden Anlagen. Der 
Direktor hält die Schau mit Zuziehung von zwei Vorſtandsmitgliedern als Mit 
urtheilern ab, welche in der ordentlichen Jahresverſammlung vom Vorſtande 
beſtimmt werden. Dabei verſteht es ſich von ſelbſt, daß auch die übrigen drei 
Vorſtandsmitglieder ſich bei der Schau und den Beſchlüſſen der Schaukommiſſton 
mit vollem Stimmrechte betheiligen können. 1 

% 
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Ueber den Befund und die Beſchlüſſe der Schaukommiſſion ift ein Pro⸗ 


ktokoll aufzunehmen. Die Schau wird öffentlich bekannt gemacht, damit jeder 


Betheiligte derſelben beiwohnen kann. a 
So oft es erforderlich iſt, ſoll in gleicher Weiſe im September eine Nach⸗ 
ſchau abgehalten werden. 
$. 21. 


Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietätsanlagen ordnet der Direktor 


nach dem Befund der Schau an, in dringenden Fällen, auch ſonſt nach eigenem 


Ermeſſen und holt nur in zweifelhaften Fällen, oder wenn er mit den Mit⸗ 


urtheilern nicht übereinſtimmt, den Beſchluß des Vorſtandes ein. Ob die Aus⸗ 


führung auf Rechnung durch die Unterbeamten, ausnahmsweiſe auch durch ein 
Mitglied des Verbandes, oder einen Gemeindevorſtand, oder durch Entrepriſe zu 
geſchehen hat, darüber ſetzt der Vorſtand gewiſſe Grundſätze feſt, unbeſchadet deren 
in dringenden Fällen die Direktion nach eigenem Ermeſſen verfährt. Zu Entre⸗ 
a ni zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der Direktor einer Voll⸗ 
macht nicht. 

Was die Schau für die vom Verbande nur zu beaufſichtigenden Anlagen 
betrifft, ſo iſt das Ergebniß der Schau in gleicher Weiſe feſtzuſtellen, den Be⸗ 
theiligten vom Direktor danach Anweiſung zu ertheilen und die Befolgung 


nöthigenfalls im Wege der adminiſtrativen Exekution von ihm zu erzwingen. 


§. 22. | 
Zur ſpeziellen Beaufſichtigung der Anlagen und zur Ausführung der die 


Unterhaltung der Sozietätsanlagen betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 


Beſchluß des Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuſtellen und eidlich 
zu verpflichten. Der Direktor kann gegen dieſe Unterbeamten Disziplinar⸗ 
ſtrafen bis zur Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, nöthigenfalls ihnen 
auch die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagen. 


§. 23. 


Der Direktor iſt befugt „wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 
Uebertretungen die Strafe bis zu fünf Thalern Geldbuße oder drei Tagen Ge⸗ 
fängniß vorläufig feſtzuſetzen, nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. Die vom 
et allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Sozietäts⸗ 
affe. 

F. 24. 


Auf Beſchluß des Vorſtandes ſind die Anlagen des Verbandes rückſichtlich 
ihrer normalmäßigen Beſchaffenheit durch einen qualifizirten Bauſachverſtändigen, 


ſo oft es erforderlich iſt, zu revidiren. f 
Bei neuen Anlagen und größeren Unterhaltungsarbeiten hat der Direktor 


durch einen ſolchen Sachverſtändigen den Anſchlag vorher fertigen und die Aus⸗ 
führung inſpiziren und abnehmen zu laſſen. 5 
(Nr. 7207.) e $. 25. 
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. 25. 


Zur Führung der Kaſſengeſchäfte engagirt der Vorſtand einen Rendanten, 
welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Verſammlung 
des Vorſtandes verpflichtet wird. 


Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat arten Die Jahresrechnung pro 
Kalenderjahr ift bis zum 1. März dem Vorſitzenden zu übergeben, welcher diefelbe 
durch einen Rechnungsverſtändigen und außerdem ſelbſt und durch ein dem Vor⸗ 
ſtande alljährlich hierfür zu bezeichnendes Mitglied der Vorprüfung unterwirft. 
Vierzehn Tage vor der ordentlichen Jahresverſammlung des Vorſtandes ſind Etat 
und Jahresrechnung im Büreau des Direktors zur Einſicht jedes Mitgliedes des 
Verbandes offen zu legen. 


$. 26. 


Der Vorſitzende und die Mitglieder des Vorſtandes bekleiden Ehrenpoſten. 
Dem Direktor iſt eine Entſchädigung für Büreauaufwand zu gewähren, welche 
die Regierung auf Anhören des Vorſtandes feſtſetzt. 


. 


Die erſte Ausführung der Meliorationsanlagen leitet der Regierungs⸗ 
kommiſſarius, welcher während des Baues als Direktor des Verbandes fungirt, 
mit Hülfe des ihm zugeordneten Baubeamten. 


Der Vorſtand und bis zu deſſen Konſtituirung die am 18. Januar er. ger 
wählten interimiſtiſchen Deputirten nebft dem zu ernennenden fisfalifchen Vertreter 
unterſtützen ihn dabei und nehmen die Rechte des Verbandes wahr. 8 


Dieſe Deputirten und der fiskaliſche Vertreter haben mit dem Regierungs- 
kommiſſarius den Verband nach Außen zu vertreten „insbeſondere haben fie die 
Befugniß, Grundſtücke zu erwerben, Anleihen zu kontrahiren, ſowie alle ſonſtigen 
Rechtsgeſchäfte Namen des Verbandes auszuführen und letzteren dadurch rechts⸗ 
verbindlich zu verpflichten. 


Ein Baubeamter der Regierung revidirt die Arbeiten. 


Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungs— 
kommiſſarius dem Vorſtande des Verbandes übergeben, mit der Baurechnung 
und einem Nachweis der ausgeführten Anlagen und der Inventarienſtücke. Strei⸗ 
tigkeiten, welche dabei entſtehen möchten, werden von der Regierung zu Gumbinnen, 
in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. 

Die Baurechnung wird nach Anhören des Vorſtandes demnächſt von der 
Regierung dechargirt. 05 

ie 
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re | 
Die Remuneration des Regierungskommiſſarius während der Bauzeit 


wird aus der Staatskaſſe beſtritten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 22. September 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7208.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs-Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
Zweigbahn von der Cöln-Herbesthaler Eiſenbahnlinie am Bahnhofe Stol- 
berg nach den Kohlenzechen bei Alsdorf durch die Rheiniſche Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft, ſowie einen Nachtrag zu den Statuten der letzteren. Vom 
22. September 1868. 


Wir Wilhelm ; von Gottes Gnaden Konig von Preußen x. 


Nachdem die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft in Folge der Beſchlüſſe der 
Generalverſammlungen ihrer Aktionaire vom 27. Mai 1865. und 29. Mai 1867. 
den Ausbau und Betrieb einer Zweigbahn von der Cöln⸗Herbesthaler Eiſenbahn⸗ 
Linie beim Bahnhof Stolberg nach Alsdorf hin zum Anſchluſſe der dort belegenen 
Kohlenzechen beantragt hat, wollen Wir in Anerkennung der Vortheile, welche 
dieſe Zweigbahn für die ne und Verkehrs-Intereſſen des Alsdorfer 
Reviers mit ſich bringt, der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zum Ausbaue und 
Betriebe der vorbezeichneten Erweiterung ihres Unternehmens unter den, in dem 
beigefügten, von Uns hiermit beſtätigten Statutnachtrage enthaltenen Bedingungen 
die landesherrliche Genehmigung mit der Maaßgabe hierdurch ertheilen, daß an⸗ 
deren Unternehmern ſowohl der Anſchluß an die neue Bahn mittelſt Zweigbahnen, 
als auch die Benutzung der erſteren gegen zu vereinbarende, eventuell von dem 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten feſtzuſetzende Fracht- oder 
Bahngeldſätze vorbehalten bleibt. 

Wir verordnen zugleich, daß auf den vorgedachten Bahnbau die in dem 
Geſetze über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen 
Vorſchriften, insbeſondere diejenigen über das Expropriationsrecht und das Recht 
zur vorübergehenden Benutzung fremder Grundſtücke, Anwendung finden ſollen. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
(Nr, 72077208.) Ur⸗ 
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Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. e ö N 
Gegeben Berlin, den 22. September 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Für den Juſtizminiſter: 


Gr. v. Itzenplitz. v. Roon. 


Nachtrag zu den Statuten 
der 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


N Be 
Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft übernimmt in Erweiterung ihres Unter 
nehmens den Bau und Betrieb einer Zweigbahn von der Cöln-Herbesthaler Linie 
am Bahnhofe Stolberg ausgehend nach den Kohlenzechen bei Alsdorf. 
Dieſe Erweiterung bildet einen integrirenden Beſtandtheil des gedachten 
Ä Anternehmens und es finden auf dieſelbe alle Beſtimmungen der Geſellſchafts⸗ 
SR Statuten und deren Nachträge Anwendung. a 


8.2. 4 

Das zur Ausführung der Bahn, ſowie zur verhältnißmäßigen Vermehrung 
des Betriebsmaterials erforderliche Kapital wird vorläufig auf dreihundert Tau⸗ 
ſend Thaler angenommen, und ſoll daſſelbe je nach dem Ermeſſen der Direktion 
durch Ausgabe von Stamm⸗Aktien oder Obligationen beſchafft werden. Der Zeit 
punkt, von welchem ab die eventuell zu emittirenden Stammaktien an der Divi- 
dende Theil nehmen, ſowie die ſonſtigen Bedingungen der Emiſſion, werden von 
der Direktion beſtimmt und bekannt gemacht. 


$. 3. 3 

Die finanziellen Reſultate der zu erbauenden Bahn ſollen auf die im 

Rieß des Statutnachtrages vom 5. März 1856. vorgeſehene Berechnung eines 

Reinertrages von fünf und einem halben Prozent keinen Einfluß üben, ſondern es 
ſoll mit Rückſicht hierauf ſo lange, als die mittels der Allerhöchſten Order vom 

2. Juni 1860. bewilligte Zinsgarantie des Staats für das zum Bau der Brücke 


zwiſchen Coblenz und Ehrenbreitſtein erforderliche Anlagekapital fortdauert, ge 5 
trennte Rechnung geführt werden. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
0 (R. v. Decker). 


